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Begehren und Begründung 

 

Im November 2019 legte der Staatsrat einen Revisionsentwurf für das Gesetz über die 

Pensionskasse des Staatspersonals Freiburg (PKSPF) vor. Bei der Vorlage des Entwurfs 

verpflichtete sich die Regierung, dafür zu sorgen, dass die Renteneinbussen nicht mehr als 9,5 % 

betragen (18. November 2019). Es sei darauf hingewiesen, dass diese theoretisch maximalen 

Verluste von 9,5 % für eine Pensionierung im Alter von 64 Jahren gelten. Im Falle eines 

Vorruhestands werden sie viel grösser sein: bis zu 30 % oder sogar noch höher.  

 

Die von der Prevanto SA durchgeführte Studie hat jedoch gezeigt, dass diese Verpflichtung nicht 

eingehalten werden kann: die Verluste würden auf 18 % steigen (ebenfalls im Alter von 64 Jahren).  

 

Während der Covid-19-Krise zeigte der Freiburger öffentliche Dienst seine Bedeutung: Das 

Gesundheitspersonal stand an vorderster Front, um sich um die Bevölkerung zu kümmern, und 

setzte manchmal seine Gesundheit aufs Spiel, um Leben zu retten; viele andere Sektoren setzten 

sich ebenfalls für die Gewährleistung des öffentlichen Dienstes ein, insbesondere die mit 

Polizeigewalt ausgestatteten Beamten oder die kantonale Verwaltung; Lehrer verpflichteten sich 

voll und ganz, Fernunterricht zu übernehmen usw.  

 

Wollen wir in diesem Zusammenhang wirklich das Signal für eine massive Senkung der Renten 

und eine bedeutsame Verlängerung der Lebensarbeitszeit geben? Wie kann man zum Beispiel dem 

Pflegepersonal erklären, dass es am Ende einer anstrengenden Periode, sowohl physisch als auch 

psychisch, im Ruhestand viel weniger Rente beziehen wird, obwohl es einige Jahre länger arbeiten, 

und obwohl allgemein anerkannt ist, dass diese Berufe unterbezahlt sind und jede zweite 

Pflegefachfrau nach 15 Jahren den Beruf verlässt?  

 

Was die Covid-19-Krise uns lehrt ist, anstatt den öffentlichen Dienst massiv zu untergraben, dass er 

gestärkt werden muss.  

 

Genauer gesagt zeigt Prevanto SA, dass eine der Hypothesen, die bei der Reform der PKSPF des 

Staatsrats verwendet wurde, «erhebliche Risiken birgt, die ihren Realismus in Frage stellen, was 

die Glaubwürdigkeit der Reform untergräbt».  

 

In Ermangelung eines «notwendigen Zusatzbeitrags, der auf 573 Millionen Franken geschätzt wird 

(Wertschwankungsreserve - WSR)», schätzt Prevanto SA, dass der Verlust «in Wirklichkeit je nach 

Alter wahrscheinlich 12 % bis 15 % erreichen wird (...). Bei einer versicherten Person von 45 

Jahren (...) beträgt der geschätzte Verlust sogar 18 %. Im Alter zwischen 35 und 45 Jahren liegt der 

geschätzte Verlust dann zwischen 7,5 % und 18 % ».  

 

Die vom Staatsrat öffentlich und bei mehreren Gelegenheiten gemachte Zusage, dass es im Alter 

von 64 Jahren keinen Rentenverlust von mehr als 9,5 % geben wird, kann daher nicht eingehalten 
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werden. Es sei darauf hingewiesen, dass dieser zusätzliche Rentenverlust für das Personal 

gleichzeitig und in widersprüchlicher Weise zu einem Gewinn für den Staat führt: eine 

Verringerung seiner Garantie, die in den Konten des Staates verbucht wird.  

 

Prevanto SA kommt daher zu folgendem Schluss: «Um die Verteilung zu respektieren, die in dem 

vom Staatsrat angenommenen Projekt als gerecht angesehen wird, d.h. einen auf 9,5 % der Rente 

im Alter von 64 Jahren begrenzten Verlust, sollte die Reform vom Arbeitgeber mit 958 Millionen 

Franken finanziert werden».  

 

Sie kommt auch zu dem Schluss, dass die Beibehaltung des Leistungsprimats durch die 

Angleichung der Leistungen an den Reformplan «einen Kostenvorteil für den Arbeitgeber 

zugunsten dieser Lösung im Vergleich zum Reformprojekt mit dem notwendigen WSR aufzeigt». Im 

Klartext: Die Beibehaltung des Leistungsprimats wäre für den Staat finanziell vorteilhafter als der 

Übergang zum Beitragsprimat.  

 

Schliesslich stellen wir fest, dass der Beitrag des Staates Freiburg (385 Millionen Franken) im 

Vergleich zu den Nachbarkantonen wie dem Wallis (1,6 Milliarden Franken) oder Genf (5 

Milliarden Franken bzw. 1,9 Milliarden Franken im Freiburger Massstab) gering ist.  

 

Was die Veröffentlichung des Jahresabschlusses 2019 betrifft, so zeigt sich, dass die finanzielle 

Situation der CPPEF ausgezeichnet war - jedenfalls vor der Covid-19-Krise. Laut Prevanto SA 

«profitiert die PKSPF von einem positiven Cash-Flow, d.h. sie kassiert jedes Jahr einige zehn 

Millionen mehr, als sie für die Auszahlung ihrer Leistungen ausgibt. (...) Nach unseren Schätzungen 

dürfte sich diese positive Cash-Flow-Situation im nächsten Jahrzehnt fortsetzen». Obwohl 

Veränderungen notwendig sind, sind wir der Ansicht, dass kein Feuer im Dach ist, um einen 

populären Ausdruck zu verwenden.  

 

Es ist auch eine Frage der Glaubwürdigkeit, dass ein Projekt mit so erheblichen Auswirkungen auf 

mehr als 19 000 Mitarbeiter und auf ihre Familien nicht auf Verpflichtungen beruhen darf, die nicht 

eingehalten werden können. Oder aber es muss zugegeben werden, dass diese Revision nach den 

Worten der Prevanto SA zur Folge hätte, «ein verstecktes Mittel zur Sanierung der PKSPF zum 

Nachteil der aktiven Versicherten zu verbergen, was wahrscheinlich passieren wird, wenn es keine 

WSR gibt».  

 

Die vorliegende Volksmotion fordert den Staatsrat auf, seinen Revisionsentwurf für die PKSPF im 

folgenden Sinne zu revidieren und folgende Grundsätze im Gesetz über die Pensionskasse des 
Staatspersonals Freiburg zu verankern:  

> Es muss möglich sein, für alle betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mindestens die 

maximalen Rentenverluste zu garantieren, zu denen sich die Regierung verpflichtet hat, 

einschliesslich der Beschäftigten bis 45 Jahre, was die Schaffung einer Fluktuationsreserve von 

573 Millionen Franken voraussetzt, die in Form eines gleichzeitigen Darlehens (wie im Fall der 

Stadt Freiburg) erfolgen kann.  

> Die Beibehaltung des leistungsorientierten Systems - das den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

Garantien bezüglich maximaler Rentenverluste geben würde und etwas weniger kosten würde als 

die Einführung des beitragsorientierten Systems - sollte als eine Variante dem Grossen Rat 

unterbreitet werden.  

> Um zu grosse Rentenverluste zu verhindern, sollte das revidierte Gesetz über die Pensionskasse 

des Staatspersonals Freiburg darauf abzielen, die Rentenverluste auf maximal 5 % im Alter 

von 64 Jahren zu begrenzen, was eine Erhöhung der Übergangs- und 

Ausgleichsmassnahmen impliziert.  


